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A. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 Rechtsgrundlagen 
 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), neugefasst durch Bek. v. 3.11.2017 I 3634 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 
(BGBl. I S. 1057) m.W.v. 13.05.2017 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
ber. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313) m.W.v. 
01.08.2019 

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

- § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 7 der Verordnung vom 
23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100) 

 
Planungsgrundlagen: Bebauungsplan „Abendgrund 5. Änderung““ vom 07.07.2020 
 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB und § 10 BauNVO)  
 

 
1.1. Gewerbegebiet (GE 1+2) 

- gem. § 8 BauNVO 
 

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben. 
 

1.1.1. Nach § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO sind zulässig: 
1.   Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
2.   Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

 
1.1.2. Nach § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO sind nicht zulässig: 

1. Tankstellen 
2. Anlagen für sportliche Zwecke 
3. Einzelhandelsbetriebe 

 
1.1.3. Nach § 1 Abs. 7 Nr. 3 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig:  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind. 
 

1.1.4 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden 
Tabelle angegebenen Emissionskontingente (L(EK) nach DIN45691 weder tags (6:00 – 
22:00 Uhr) noch nachts (22:00 – 6:00 Uhr) überschreiten. 

 

  
 
 Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 

Teilfläche L(EK),T L (EK),N

GE 1 60 40

GE 2 60 45
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2.  Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs: 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)  
 
2.1  Maximal zulässige Grundflächenzahl gem. Planeintrag. 
 
2.2 First- (FH) und Traufhöhe (TH) gem. Planeintrag maximal in Metern über der Bezugs-

höhe. Die Berechnung der zulässigen Firsthöhen erfolgt gemäß § 5 Abs.4 LBO BaWü. 
Bezugshöhe ist die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). 

 
2.3  Geschossigkeit gem. Planeintrag 
 

 
3.  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs: 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22-23 BauNVO) 
 
3.1  Baugrenzen 

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen 
 

3.2 Bauweise 
Als Bauweise wird die abweichende (a) Bauweise nach §22 BauNVO festgesetzt. Die 
abweichende weicht von der offenen Bauweise insofern ab, als Gebäude bis max. 100m 
Länge zugelassen werden. 

 
 
4.  Stellung und Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 BauGB)  
 
4.1  Firstrichtung 

Es werden keine Firstrichtungen festgesetzt.  
 

4.2  Erdgeschoßfußbodenhöhe 
Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH). Diese darf nicht höher als 0,50m über der Straßen-
begrenzungslinie der nächstgelegenen Verkehrsfläche sein. Bezugspunkt ist der 
höchste Punkt der an der Verkehrsfläche anliegenden Seite des Baufensters. 

 
 
5.  Maßnahmen zur Verringerung und zum Ausgleich vo n Eingriffen  (§ 9 (1) 20 

BauGB) 
 
Zur Verringerung nachteiliger Auswirkungen werden folgende Maßnahmen festge-
setzt: 

 
1. Die Wiederverwertung von Bodenaushub auf den Grundstücken, soweit vorhanden 

und für den Zweck geeignet (hier v.a. untergeordnete Schüttungen) ist zu gewährleis-
ten. 

 
2. Mutterboden (soweit vorhanden) ist separat zu behandeln, er ist in nutzbarem Zu-

stand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen 
 

3. Die Auswirkungen des Baubetriebs sind soweit als möglich, z.B. durch Begrenzung 
des Baufeldes, flächenschonende Anlage der Baustraßen, Verwendung von Baufahr-
zeugen mit geringem Bodendruck, Vermeidung von Bauarbeiten bei anhaltender Bo-
dennässe zu beschränken. Durch Befahrung mit 
Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei abgetrocknetem Bo-
denzustand wieder aufzulockern. 

 
4. Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und einge-

baut wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbi-
ges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), sofern 
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diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entsprechender 
Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu 
führen und unaufgefordert an das Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bo-
denschutz - zu übermitteln. 

 
Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in die durch-
wurzelbare Bodenschicht sind die Vorsorgewerte der Bundes Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) in der gültigen Fassung einzuhalten. Sofern das Bo-
denmaterial nicht zum Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die 
Zuordnungswerte der Verwaltungsvorschrift für die Verwertung von als Abfall einge-
stuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. der aktuell gültigen, gesetzlichen Rege-
lungen einzuhalten. Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung 
vom Beginn der Anlieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plange-
biet gehörenden Bodenmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffällig-
keiten sind zu dokumentieren und dem Landratsamt - Amt für Wasser- und Boden-
schutz - mitzuteilen. 
 

5. Die sorgfältige Entsorgung der Baustelle von Restbaustoffen, Betriebsstoffen etc. ist 
zu gewährleisten. 

 
6. Die Erschließungs- und Versiegelungsflächen sind gering zu halten. 

 
7. Die Gewässerrandstreifen sind gemäß § 38 Abs. 4 WHG und § 29 Abs. 2+3 WG zu 

sichern, zu schützen und gemäß den gesetzlichen Vorschriften zu behandeln. 
 

8. Eine ortstypische Bau- und Freiflächenausbildung wird empfohlen. Die Anwendung 
verschiedener Materialienkombinationen speziell an den großen optisch massiv wir-
kenden Fassaden, ggf. in Kombination mit einer Fassadenbegrünung sollten geprüft 
und möglichst genutzt werden um eine bessere Integration ins Landschaftsbild zu er-
reichen. Die Fensterscheiben sollten einen maximalen Außenreflexionsgrad von 15 
% aufweisen.  
 

9. Die Beachtung des Denkmalschutzgesetzes § 20 im Falle von Zufallsfunden ist zu 
gewährleisten. 
 

10. Stellplatzversiegelung: Park-, Stellplatz- und Hofflächen sowie Zufahrts- und Garten-
wege etc., bei denen eine Verunreinigung durch Lagerung/ Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen, betrieblichen Verkehr, Fahrzeugreinigung/ - wartung o.ä. nicht zu 
erwarten ist, sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. Rasengittersteine, Rasen-
fugenpflaster, breitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.), 
ggf. zusätzlich mit bewachsenen Versickerungsmulden, herzustellen.  
 

11. Flächen für PKW-Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise anzulegen (z.B. 
Pflastersteine mit Splittfuge, Rasengitterstein, Schotterrasen, etc.).  
 

12. Eine extensive Dachbegrünung von flach geneigten Dächern mit mind. 10 cm Dach-
gartensubstrat mit einer Wiesen- Kräuter-Sedum-Mischung (50 %) wird ausdrücklich 
empfohlen.  
 

13. Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen und 
Gebäudeabrisse ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase 
von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom 01. März bis 31. September, zulässig. 
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14. An großflächigen Glasfassaden und Fensterflächen sind geeignete Maßnahmen 
gegen Vogelschlag zu treffen. Es wird auf die Broschüre "Vogelfreundliches Bauen mit 
Glas und Licht" der Schweizerischen Vogelwarte Sempach verwiesen. Als pdf-Datei zu 
erhalten unter www.vogelglas.info (Schmid, H., W. Doppler, D. Heynen & M. Rössler 
2012: Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht. 2., überarbeitete Auf-lage. 
Schweizerische Vogelwarte Sempach). 

 
 
6.  Verkehrsflächen, Garagen und Stellplätze (§ 9 BauGB)  
 Gemäß Planeintrag 
 
6.1 Verkehrsgrün entsprechend Planeintrag 

Flächen für Verkehrsgrün gehören zur jeweiligen Verkehrsanlage. 
 
 
7.  Öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15) entsprechend Planeintrag 
 
 
8.  Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepfla nzungen und für die Erhal-

tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzu ngen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
und 25a BauGB)  
entsprechend Planeintrag 
 
Die in der südlichen Grünfläche vorhandenen Gehölze, Bäume, Sträucher und sonstige 
Bepflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. 
 
 

9.  Flächen für die Wasserwirtschaft (Überschwemmun gsgebiet) und die Regel des 
Wasserabflusses (§ 9 (1) Nr. 16 BauGB)  
 
Überschwemmungsgebiet: 
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Osten des Plangebietes eine 
Fläche für den Hochwasserschutz festgesetzt. Das Erhöhen oder Vertiefen der 
Erdoberfläche in Überschwemmungsgebieten ist untersagt. Daher sind in diesem Be-
reich sämtliche Auffüllungen oder Abgrabungen nicht zulässig. 
 
Offener Entwässerungsgraben: 
Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen wird im Süden eine Fläche zur Füh-
rung eines offenen Entwässerungsgrabens zur Ableitung von wild abfließendem Ober-
flächenwasser aus der angrenzenden Flur festgesetzt. 

 
 
10.  Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB)  
 

LR-1: 
Leitungsrecht zu Gunsten der Gemeinde Unterkirnach zur Führung und Unterhaltung 
eines Schmutzwassersammlers DN 250 und eines Regenwasserkanals DN 500. Lei-
tungsrecht zu Gunsten der EGT Triberg zur Führung und Unterhaltung einer 20kV-
Stromleitung. Eine Überbauung mit Garagen, Carports und Nebenanlagen ist nicht 
zulässig. 

 
LR-2: 
Leitungsrecht zu Gunsten der Gemeinde Unterkirnach zur Führung und Unterhaltung 
eines Regenwassersammlers DN 250. Eine Überbauung mit Garagen, Carports und 
Nebenanlagen ist nicht zulässig. 
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LR-3: 
Leitungsrecht zu Gunsten der EGT Triberg zur Führung und Unterhaltung einer Gas-
hauptleitung DN 300. Eine Überbauung mit Garagen, Carports und Nebenanlagen ist 
nicht zulässig. 

 
 
11. Pflichten des Eigentümers gem. § 126 Abs. 1 BauGB 
 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuch-
tungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zu-
behörs sowie Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstück zu dulden. Er ist vorher zu benachrichtigen. 

 
 
12. Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen 
 
 
13.  Sonstige Festsetzungen  
 
13.1 Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen, die 

verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 des BauGB bezeichneten Art enthalten, 
außer Kraft. 
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B. Hinweise und Empfehlungen 
 
 
 Bodenschutz   

Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosen 
Oberboden und kulturfähigem Unterboden auszubauen und soweit als möglich an ge-
eigneten Stellen innerhalb eines Plangebietes wiederzuverwerten (z.B. zum Massen-
ausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. Bei der Verwertung von Bo-
denmaterial ist auch die DIN 19731 zu beachten. 
Die Zwischenlagerung von humosen Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist 
möglichst zu vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in 
max. 2 m hohen Mieten zu erfolgen, die durch Profilierung und Glättung zur Vernäs-
sung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten sind die Mieten mit geeigneten 
Pflanzenarten zu begrünen. 
 
Nähere Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 Blatt 3 bezüglich des Bo-
denabtrags und der Oberbodenlagerung sowie die Fachliteratur des Umweltministeri-
ums Heft 10 (Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bodens bei Flächeninanspruch-
nahmen). 
 
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher 
Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgeho-
ben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu 
schützen. 
 
Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender 
Wurzelraum für geplante Begrünungen und eine flächige Versickerung von Oberflä-
chenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten sollten daher grundsätzlich nur auf gut ab-
getrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 
Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. 
Durch Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei ab-
getrocknetem Bodenzustand wieder aufzulockern. 
 
Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und eingebaut 
wird, ist vor dem Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbiges gilt 
für mineralische Abfälle zur Verwertung (z. B. Recycling-Bauschutt), sofern diese nicht 
einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein entsprechender Nachweis (Her-
kunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu führen und unauf-
gefordert an das Landratsamt - Amt für Wasser- und Bodenschutz - zu übermitteln. 
 
Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in die durch-
wurzelbare Bodenschicht sind die Vorsorgewerte der Bundes Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) in der gültigen Fassung einzuhalten. Sofern das Boden-
material nicht zum Erstellen einer durchwurzelbaren Bodenschicht dient, sind die Zu-
ordnungswerte der Verwaltungsvorschrift für die Verwertung von als Abfall eingestuf-
tem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. der aktuell gültigen, gesetzlichen Regelun-
gen einzuhalten. 



Gemeinde Unterkirnach   – Bplan „Abendgrund 5. Änderung“– Satzung Stand: 07.07.2020 

   
BIT Ingenieure AG, Villingen  2 von 3 

Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der An-
lieferung bis zum Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden Bo-
denmaterials eine sensorische Prüfung durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu doku-
mentieren und dem Landratsamt - Amt für Wasser- und Bodenschutz - mitzuteilen. 
Für Bodenmaterial, Untersuchungen für Bodenmaterial, welches aus dem Plangebiet 
stammt, sind Untersuchungen erforderlich (s.u. Altstandort „Büromöbelfabrik Gut-
mann“). 
 
Altstandort „Büromöbelfabrik Gutmann“ 
Erdarbeiten im Bereich von Altlastenverdachtsflächen dürfen nur mit fachgutachterli-
cher Begleitung durchgeführt werden. Die Entsorgung von Bauaushub aus Altlasten-
verdachtsbereichen oder bei optischen oder geruchlichen Auffälligkeiten darf nur mit 
entsprechender gutachterlicher Deklarationsanalytik und unter Berücksichtigung der 
geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen erfolgen. 
Niederschlagswasser darf in Flächen schädlicher Bodenveränderungen, Verdachts-
flächen, Altlasten und altlastverdächtigen Flächen nicht ohne Erlaubnis dezentral be-
seitigt (versickert oder ortsnah eingeleitet) werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass aktive Gewerbestandorte nicht als Altstandorte be-
wertet wurden, sofern keine Nutzungsänderung stattgefunden hat. Dennoch besteht 
dort grundsätzlich je nach Nutzung ein Verdacht auf Untergrundverunreinigungen. 

 
 Bodendenkmalschutz   

Bodenfunde nach § 20 des Denkmalschutzgesetzes sind unverzüglich dem Regie-
rungspräsidium Freiburg Ref. 25 Denkmalpflege / Archäologische Denkmalpflege (Tel. 
0761-208-3500) anzuzeigen. Dies ist auch erforderlich, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, 
alte Grenzsteine oder ähnliches von den Baumaßnahmen betroffen sein sollten. 

 
 Geotechnik: 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, ist zu rechnen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Trag-fähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 - unter besonderer Berücksichtigung der möglichen bergbaulichen Einwirkungen 
(siehe Abschnitt „Bergbau“) - durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird 
darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen da-
raus erfolgt. 
 
Insektenfreundliche Beleuchtung:  
Zur Vermeidung von negativeren Auswirkungen auf Insekten empfehlen wir die Fest-
setzung von energiesparender und insektenverträglicher Außenbeleuchtung. Es sind 
LED- oder Natriumdampfhochdrucklampen mit langwelligem gelblichem Lichtspekt-
rum zu verwenden und die Abstrahlung der Beleuchtung in den Landschaftsraum ist 
durch entsprechendes Ausrichten der Leuchten, sowie durch Verwendung von Blend-
rahmen und bodennahen Leuchten zu vermeiden. 
 

  



Gemeinde Unterkirnach   – Bplan „Abendgrund 5. Änderung“– Satzung Stand: 07.07.2020 

   
BIT Ingenieure AG, Villingen  3 von 3 

Wild abfließendes Niederschlagwasser bzw. Grundwass er 
Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder Grundwasser, welches dem Plange-
biet aufgrund der Hanglage ggf. störend zufließen kann, darf weder der Misch- noch 
der Schmutzwasserkanalisation zugeleitet werden, sondern ist durch geeignete Maß-
nahmen möglichst ortsnah zu bewirtschaften. Ggf. dafür notwendige Versickerungen 
sollen eine mindestens 30 cm mächtige belebte Oberbodenzone aufweisen. Der natür-
liche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht 
zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ab-
lauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grund-
stücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (§ 37 Abs.1 WHG). 
 
Geologische Grundstruktur 
Auf Grundlage der am LGRB (Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau) vor-
handenen Geodaten stehen im Untergrund des Plangebietes Gesteine des kristallinen 
Grundgebirges (Paragneis) an. Diese werden im Plangebiet überwiegend von quartä-
ren Lockergesteinen (Auensand) unbekannter Mächtigkeit überlagert. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhal-
ten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu 
zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand 
kann bauwerksrelevant sein. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge von Bauvorhaben (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Inge-
nieurbüro empfohlen. 
 

 
 
Unterkirnach, den  
 
 
 
 
Andreas Braun  
Bürgermeister 
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Rechtsgrundlage  
LBO in der Fassung vom 05.03.2010 zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Juli 2019 
 
1. Dachform, Dachneigung 
 
1.1. Dachform bei Hauptgebäuden 

Freibleibend, die max. Gebäudehöhen sind im zeichnerischen Teil festgesetzt.  
 
2. Äußere Gestaltung 
 
2.1 Dächer 

Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ähnlicher Weise behandelten 
metallischen Dächern aus Kupfer, Zink oder Blei darf ohne wasserrechtliche Erlaubnis 
nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer eingeleitet werden. Bei einer Einleitung 
in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemäß der Abwassersatzung eine 
Regenwasserbehandlung für unbeschichtete Metalldachflächen einfordern. 
 

3. Entwässerung 
 
Die Realisierung der Maßnahmen hinsichtlich der Entwässerungseinrichtungen ist 
durch geeignete Genehmigungsunterlagen nachzuweisen.  
Eine entsprechende Fachplanung ist im Zuge des Bauantragverfahrens vorzulegen.  

 
4. Einfriedigungen 
 
4.1. Als Einfriedigungen sind offene Metall- und Holzzäune entlang der Erschließungsstraße 

bis 1,2m Höhe und im übrigen Bereich bis 2m Höhe zulässig. Diese sind von den öffent-
lichen Grundstücksgrenzen um 0,50m abzurücken. 

 
 
5. Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO 
ergangenen Bestandteilen dieser Satzung zuwiderhandelt. 

 
6. Bestehende Vorschriften 
 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden die seither innerhalb des Geltungs-
bereiches bestehenden Vorschriften aufgehoben.  
 
 

Unterkirnach, den  
 
 
 
 
Andreas Braun 
Bürgermeister


